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Inhalt: Staatsvertrag, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Friedrichsdorf nach Friedberg, 
S. 183. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Negierungs - Amts» 
blätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 188. 


(Nr. 9851.) Staatsvertrag, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Friedrichs— 


dorf nach Friedberg. Vom 15 Februar 1896. 


Same Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Friedrichsdorf nach Friedberg zu Be 
vollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterial-Direktor, Wirklichen Geheimen Ober— 
Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein: 
Allerhöchſtihren Geheimen Rath Karl von Werner, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Guſtav Michell, 
welche, vorbehaltlich Allerhöchſter Ratifikation, nachſtehenden Staatsvertrag ver— 
abredet haben: 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt eine vollſpurige Nebenbahn 
von Friedrichsdorf nach Friedberg im Anſchluß an die bereits im Betriebe 
befindliche Strecke Homburg v. d. H.- Friedrichsdorf zu bauen und ſolche zu 
betreiben. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Eiſenbahn innerhalb des Heſſiſchen 
Staatsgebietes. 

Einer jeden Regierung verbleibt die volle Landeshoheit ſammt der Aus— 
übung der Juſtiz- und Polizeigewalt in ihrem Staatsgebiete. 
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Artikel 2. = 
Für die bauliche Ausführung und demnächſt für den Betrieb dieſer Neben⸗ 
bahn innerhalb des Heſſiſchen Staatsgebietes find die Beſtimmungen der Bahn⸗ 
ordnung für die Nebenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 und die dazu 
ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen maßgebend. 


Artikel 3. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe „ſoweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Fluß⸗ 
korrektionen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der bau- 
polizeilichen Prüfung der Stationsanlagen bleibt jeder Regierung innerhalb ihres 
Gebietes vorbehalten. 

Die eiſenbahntechniſche Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die 
den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn wird ebenſo, wie die Prüfung 
der anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der 
Königlich Preußiſchen Regierung überlaſſen, welche indeß ſowohl bezüglich der 
Führung der Bahn, wie bezüglich der Anlegung von Stationen in dem Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Gebiete etwaige beſondere Wünſche der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung thunlichſt berückſichtigen will. f 

Sollte demmächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Eiſenbahnen, Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder 
Vizinalſtraßen, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcher⸗ 
ſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, 
die Großherzoglich Heſſiſche Regierung verpflichtet fich aber, dafür einzutreten, 
daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch 
auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel 4. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung übernimmt für den Fall der Aus⸗ 
führung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in Anerkennung 
der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit verknüpften Vor⸗ 
theile — die Verpflichtung: 

- 1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un⸗ 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebes der Bahn zu geſtatten; 

3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 315600 Mark, in Worten: „ dreihundertfünfzehntauſend 
ſechshundert Mark“, zu gewähren. 
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Artikel 5. 

Die im Artikel 4 unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Kies in den von der Bahn geſchnittenen Ge— 
markungen, Lagerplätze, Aenderungen von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. 
nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der Landes⸗ 
polizeibehörde erforderliche oder zum Schutze der benachbarten Grundſtücke, zur 
Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig erachtete, der Enteignung 
unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. 
Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten ſoll 
dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnverwaltung 
weder Kulturentſchädigung noch Entſchädigung für Wirthſchaftserſchwerniſſe zu 
tragen und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von 
Pfandrechten, ſowie frei von allen ſonſtigen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für 
die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. 
Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des 
überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Gemarkung einen Planauszug nebſt Geländeverzeichniß vorlegen, welcher 
die zu überweiſenden Grundſtücke nach ihrer grundbuchmäßigen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszuges nebſt Geländeverzeichniß 
iſt die Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. 
Iſt innerhalb dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, fo ſteht der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu bean 
tragen, zu welchem Zweck die Großherzoglich Heſſiſche Regierung der Königlich 
Preußiſchen Regierung für ihr Gebiet das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen 
wird. Der im Enteignungswege für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Auf⸗ 
wand, einſchließlich der Koſten des Verfahrens, iſt der Eiſenbahnverwaltung als⸗ 
dann zu erſetzen. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung hat ſich wegen der Uebertragung 
diefer Verpflichtungen auf die an der Bahn intereſſirten Gemeinden mit letzteren 
verſtändigt; fie bleibt indeß für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der 
Königlich Preußiſchen Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, fo- 
weit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung iſt. wi 8215 
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Von dem nach Artikel 4 Nr. 3 zu leiſtenden Baarzuſchuß iſt ein Viertel 
mit dem Baubeginn, das zweite Viertel ſechs Monate darauf, der Reſt mit der 
Betriebseröffnung ſeitens der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung an die Königlich 
Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er⸗ 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von dem öffentlichen 
Intereſſe dienenden Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen 
entſchließen, ſo wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung zwecks Erwerbung 
des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche 
ſich die Verpflichtung im Artikel 4 unter Nr. 1 des Vertrages nicht bezieht, für 
ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen. Hinſichtlich der Koſten des Ent⸗ 
eignungsverfahrens und der Stempelfreiheit deſſelben gilt Artikel 61 des Groß: 
herzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 26. Juli 1884, die Enteignung von Grund— 
eigenthum betreffend. 

Artikel 6. 

Alle Entſchädigungs- und ſonſtigen privatrechtlichen Anſprüche, welche aus 
Anlaß des Baues auf Heſſiſchem Staatsgebiete erhoben werden, hat die Königlich 
Preußiſche Regierung zu vertreten. 

Artikel 7. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Gegenſtände von natur- oder 
kunſthiſtoriſchem Werthe, welche bei Ausführung der Arbeiten im Großherzogthum 
Heſſen gefunden werden, wie Verſteinerungen, ſeltene Mineralien, Alterthümer, 
Münzen, Gebeine und dergleichen, an die Großherzoglich Heſſiſche Regierung abliefern. 

Artikel 8. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung verpflichtet ſich, von der Eiſenbahn— 
unternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der 
Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel 9. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen 
für die Strecke in dem Großherzoglich Heſſiſchen Staatsgebiete keine höheren 
Normal-Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen Tarifen 
für die Bahnſtrecken des angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 

; Artikel 10. 

Die Ernennung der für die Nebenbahn anzuſtellenden Beamten und Be⸗ 
dienſteten und die Disziplinargewalt über dieſelben ſtehen der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu. 
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Die Anſtellung der ſubalternen und unteren Klaſſen des Bahnperſonals 
auf der neuen Bahn regelt ſich nach den für Beſetzung der Subaltern- und 
Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden reichs⸗ und landes⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen. 

Bei Beſetzung dieſer Beamtenſtellen innerhalb des Heſſiſchen Gebietes ſoll 
auf Angehörige des letzteren thunlichſt Rückſicht genommen werden. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden ſollten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen und Polizeivorſchriften des 
Landes, in welchem ſie angeſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel 11. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der innerhalb des Heſſiſchen Staats— 
gebietes belegenen Strecke der Nebenbahn erfolgt durch das Königlich Preußiſche 
Bahnperſonal. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß das 
Bahnperſonal in der Ausübung der bahnpolizeilichen Funktionen auf Heſſiſchem 
Staatsgebiete von den dortigen Behörden die nöthige Unterſtützung erhält. 

Die Verpflichtung des mit der Handhabung der Bahnpolizei auf Heſſiſchem 
Staatsgebiete betrauten Preußiſchen Dienſtperſonals erfolgt durch die Großherzoglich 
Heſſiſchen Behörden. 

Artikel 12. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Großherzoglich Heſſiſche Staats— 
gebiet entfallenden Bahnſtrecke wird die Großherzoglich Heſſiſche Staatsregierung, 
ſolange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich 
befindet, nicht in Anſpruch nehmen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 13. 

Vorſtehender Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 

© hehe Berlin, den 19. Februar 1896. 

o geſchehen Darmſtadt, den 15. Februar 1896. 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) v. Werner. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Michell. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 
I) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juli 1896, betreffend die Herabſetzung 


2 


— 


des Zinsfußes der von der Stadt Hagen auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 17. Juni 1890 aufgenommenen Anleihe auf 3 ½ Prozent, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 35 S. 457, 
ausgegeben am 29. Auguſt 1896, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Auguſt 1896, betreffend die Genehmigung 
der von dem Generallandtage der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft 
gefaßten Beſchlüſſe vom 30 ./ J. Januar 1896 bezüglich der Kündigung 
und Umwandlung der Neuen Weſtpreußiſchen 3½ prozentigen Pfandbriefe 
II. Serie in 3prozentige und der Abänderung des Statuts, durch die 
Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 37 S. 312, ausgegeben am 
12. September 1896, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 37 S. 299, ausgegeben 
am 10. September 1896, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Auguſt 1896, betreffend die Anwendung 
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— 


der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Schlawe 
erbaute Chauſſee von der Schlawe⸗Kanniner Chauſſee nach Rügenwalde, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 36 S. 255, 
ausgegeben am 3. September 1896; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Auguſt 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Rheiniſche Bahngeſellſchaft 
zu Düſſeldorf zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum 
Bau der feſten Rheinbrücke am fiskaliſchen Sicherheitshafen zu Düffeldorf, 
zum Bau der Brückenrampen, zur ſtromſeitigen Verſchiebung des Deiches 
am linken Rheinufer, zur Abgrabung des Deichvorlandes an demſelben 
Ufer gegenüber Düſſeldorf und zur Herſtellung der Kleinbahn von Düffel- 
dorf nach Crefeld mit Abzweigung nach Uerdingen erforderlichen Grund⸗ 
eigenthums, ſoweit fich daſſelbe nicht im Beſize des Staates befindet, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düffeldorf Nr. 36 S. 337, 
ausgegeben am 5. September 1896; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 17. Auguſt 1896 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Eöln im Bekrage 
von 6000000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöln Nr. 38 S. 341, ausgegeben am 16. September 1896. 


Rebigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


